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Allgemeinverfügung zur Erteilung der Zustimmung nach §21h Abs. 3 Nr. 6 LuftVO im 
Landkreis Miltenberg für die Nutzung von Drohnen im Rahmen der Wildtierrettung 
 
Das Landratsamt Miltenberg als örtlich zuständige Untere Naturschutzbehörde für den 
Landkreis Miltenberg erlässt auf Grundlage des § 21h Abs. 3 Nr. 6 LuftVO , zuletzt geändert 
durch Art. 28 G zur Änd. des Energiewirtschaftsrechts zur Stärkung des Verbraucherschutzes 
im Energiebereich sowie zur Änd. weiterer energierechtlicher Vorschriften vom 18.12.2025 
(BGBI.2025 I Nr. 347) in Verbindung mit Art. 35 S.2 BayVwVfG und Art.3 Abs.1 Nr.1 
BayVwVfG, zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2024 (GVBI. S. 599) 
folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 
I. Dem Betrieb von unbemannten Fluggeräten (Drohnen) für die Wildtierrettung über 

FFH-Gebieten nach § 7 Abs. 1 Nr. 6 BNatschG im Landkreis Miltenberg wird gemäß § 
21h Abs. 3 Nr. 6 Luftverkehrsverordnung (LuftVO) zugestimmt. 

 
II. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten befristet vom 01.04.2026 – 

31.07.2026 
 
III. Nebenbestimmungen: 
 

1. Der Flugbetrieb von Drohnen zur Wildtierrettung ist unter größtmöglicher 
Schonung der FFH-Gebiete (dort befindliche Pflanzen, Tiere, Boden und Gewässer) 
durchzuführen 

2. Die Drohne darf ausschließlich zum Zwecke der Rettung von Wildtieren (Rehkitzen, 
Niederwild, Bodenbrütern und anderen Wildtieren) eingesetzt werden. 
Drohnenflüge zum Zwecke der Wildschadenermittlung bzw. Wildnachsuche sind 
davon nicht betroffen. 

3. Es sollten leise, kleine und elektrisch betriebene Drohnen eingesetzt werden, sofern 
dies möglich ist. 

4. Die Drohnenflüge sind in der jeweils maximal möglichen Flughöhe durchzuführen, 
bei der die zu rettenden Tiere noch sicher und effektiv detektiert werden können 
und gleichzeitig mögliche Beeinträchtigungen so gering wie möglich gehalten 
werden. 
Empfehlenswert ist eine Flughöhe von 40 – 50 m. 

5. Die Drohnenflüge sind ruhig, gleichmäßig und auf gleichbleibender Höhe 
durchzuführen. Plötzliche Richtungswechsel und rasante Flugmanöver im 
Nahbereich der Tiere sind zu unterlassen. 

6. Start und Landung der Drohne sind in einem möglichst großen Abstand zu 
geschützten Tieren bzw. benachbarten naturnahen Lebensräumen durchzuführen. 
Hierbei wird ein Mindestabstand von 100 m empfohlen. 

7. Die Drohnenflüge sind möglichst räumlich und zeitlich auf das unbedingt 
notwendige Maß zu beschränken. 
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8. Start und Landung der Drohne haben nur in bereits planmäßig von Menschen 
frequentierten Bereichen zu erfolgen (bspw. Wegen, Parkplätzen). 

9. Interessierte Passanten sind darauf hinzuweisen, dass für Drohnenflüge in 
naturschutzrechtlich geschützten Gebieten eine vorherige Abstimmung mit der 
zuständigen Naturschutzbehörde erforderlich ist.  

10. In Gebieten mir hoher Besucherfrequenz sind Drohnenflüge nicht an Wochenenden 
oder Feiertagen durchzuführen. 

11. Bei sichtbaren Reaktionen von Vögeln (Nervosität, Angriff, etc.) ist sofort Abstand 
zu suchen und der Drohnenflug gegebenenfalls bspw. bei wiederholten Angriffen, 
abzubrechen. 

12. Bei entdeckten Bodenbrütern ist nur eine Absperrung des Nestbereichs zur Mahd, 
aber keine Entnahme der Tiere oder des Nestes, auch nicht zum Umsetzen, 
gestattet. 

 
IV.  Die Allgemeinverfügung wird im Amtsblatt des Landkreises Miltenberg 

bekanntgegeben und tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Ferner wird die Allgemeinverfügung auf der Homepage des Landratsamtes Miltenberg 
unter https://www.landkreis-miltenberg.de/themen/naturschutz-und-
landschaftspflege.html eingestellt.   

 
V. Auflagenvorbehalt 

Die nachträgliche Aufnahme von Auflagen zum Schutz der Natura 2000-Gebiete gegen 
Gefährdungen bzw. zur Vermeidung zusätzlicher Beeinträchtigungen bleibt 
vorbehalten. 

 
VI. Widerrufsvorbehalt 

Der Widerruf bleibt vorbehalten. 
 
VII. Begründung: 

I. 
 
Gemäß § 21h Abs. 3 Nr. 6 LuftVO ist der Betrieb von unbemannten Fluggeräten (Drohnen) 
über Gebieten im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 6 und des BNatschG zulässig, wenn die zuständige 
Naturschutzbehörde dem Betrieb ausdrücklich zugestimmt hat oder wenn die in § 21h Abs. 3  
Nr. 6 LuftVO aufgeführten Kriterien kumulativ erfüllt sind. 
 
Darüber hinaus regelt § 33 Abs. 1 S. 1 BNatschG, dass alle Veränderungen und Störungen, 
die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-Gebiets in seinen für die 
Erhaltung oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen können, unzulässig sind. 
 
Erhebliche Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele der Natura 2000-Gebiete sowie der 
Betroffenheit artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatschG durch den 
Einsatz von unbemannten Fluggeräten (Drohnen) zum Zwecke der Wildtierrettung können 
aufgrund der o.g. Nebenbestimmungen ausgeschlossen werden. 
 
Die Bewirtschafter von Grünlandflächen sind aufgrund tierschutzrechtlicher Vorgaben dazu 
verpflichtet, durch geeignete Maßnahmen den Verlust von Jungwild und Gelegen von 
Bodenbrütern während der Mahd zu verhindern.  
 
Der im Tierschutzrecht verankerten Vorsorgepflicht kam der Bewirtschafter in der 
Vergangenheit regelmäßig durch das Begehen der Fläche, d.h. dem systematischen Absuchen 
der Grünlandfläche unmittelbar vor der Mahd mit einer Vielzahl von Helfern und häufig auch 
mit ausgebildeten Vorstehhunden, nach. Diese Vorgehensweise stellt sich jedoch als sehr 
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aufwändig und störungsintensiv dar. Darüber hinaus wird durch das Niedertreten des Grases 
eine saubere Mahd erschwert. 
 
Eine Alternative zur Begehung der Fläche stellt der Einsatz einer Wärmebildkamera in 
Verbindung mit einer Drohne dar. Das Absuchen der zu mähenden Fläche nach Jungwild und 
Bodenbrütern ist hierdurch einfacher, schneller und darüber hinaus auch störungsärmer zu 
realisieren. Es können gezielt die vom Wärmebild angezeigten Wärmequellen durch das 
Umschalten auf die normale Kamera aus der Luft angesprochen werden und dann durch das 
zielgenaue Angehen der zu schützenden Tiere, diese direkt aufgenommen und in 
nahegelegene Deckungsbereiche umgesetzt werden. Bei den Bodenbrütern können die 
Neststandorte durch das Aufstellen von Pfählen oder Stöcken markiert und so die 
entsprechenden Flächen vom Bewirtschafter von der Mahd ausgespart werden. Die für eine 
Befliegung und die dann erforderliche Rettung notwendige Zahl an Helfern ist deutlich 
geringer als beim bisher üblichen flächigen Ablaufen der gesamten Wiese. 
 
Die untere Naturschutzbehörde sieht den Einsatz der Drohnen zum Aufsuchen von Jungwild 
und Bodenbrütern daher als geeignetes und erforderliches Mittel, weshalb eine Zustimmung 
nach § 21 h Abs. 6 LuftVO für den Zeitraum vom 01.04.2026 – 31.07.2026 erteilt wird. 
 

VIII. Hinweise: 
 
1. Die vorliegende Allgemeinverfügung entbindet den Betreiber von unbemannten 

Fluggeräten nicht von der Einhaltung der Betriebsbedingungen und Vorgaben 
der UAS-Betriebskategorie „offen“ (A1 bis A3) gemäß Art. 4, Art. 22 und der 
UAS-Betriebskategorie „speziell“ gemäß Art. 5 sowie des Anhangs Teil A der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/947 über die Vorschriften und Verfahren 
für den Betrieb unbemannter Luftfahrzeugsysteme (UAS). Im Übrigen sind die 
Regelungen für den Betrieb von unbemannten Fluggeräten in geografischen 
Gebieten nach § 21 h Abs. 3 Nr. 1 bis 11 (mit Ausnahme von Nr. 6 für FFH-
Gebiete) LuftVO weiterhin zu beachten. 

 
2. Diese Zustimmung gilt nur für FFH-Gebiete im Landkreis Miltenberg, nicht aber 

für den Einsatz von Drohnen innerhalb von Naturschutzgebieten im Sinne des  
§ 23 BNatschG und für Vogelschutzgebiete im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 7 
BNatschG. Sollte der Einsatz von Drohnen innerhalb von Naturschutzgebieten 
erforderlich sein, ist hierfür eine Befreiung durch die höhere Naturschutzbehörde 
erforderlich. In diesem Fall ist ein formloser Antrag bei der Regierung von 
Unterfranken zu stellen. Sofern Vogelschutzgebiete betroffen sind, ist vorab 
eine Zustimmung durch die untere Naturschutzbehörde (Landratsamt 
Miltenberg) einzuholen. 
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Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe 
Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Würzburg,Burkarderstraße 26, 97082 
Würzburg, erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, bei 
schriftlicher Klage soll der angefochtene Bescheid in Urschrift oder in Abschrift beigefügt 
werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten 
beigefügt werden.  
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für 
den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per 
einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen.  
Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis (Rechtsanwalt, Behörde 
oder juristische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer 
öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse) Klagen grundsätzlich elektronisch 
einreichen.  
 
Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen können der 
Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (http://www.vgh.bayern.de) 
entnommen werden. 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig und seit 01.07.2004 ist grundsätzlich ein 
Gebührenvorschuss zu entrichten. 
 
 
 
 
 
Landratsamt Miltenberg 
Miltenberg, 09.03.2026 
gez. 
 
Schötterl 
Stellvertreter des Landrats 


